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Mitteilende Stelle  

      

Datum 

      

Personalnummer/Arbeitsgebiet 

      

Bearbeiter/in 

      

Telefon 

      

Name 

      

Vorname 

      

Geburtsdatum 

      

Zutreffendes bitte ankreuzen    oder ausfüllen 

 
Landesamt für Besoldung und 
Versorgung Baden-Württemberg 
70730 Fellbach 
 
 
 
Ausnahmevereinbarung für eine in einem anderen Mitgliedstaat1 abhängig beschäftigte Per- 
son. Fragebogen für den Antrag auf Weitergeltung der deutschen Rechtsvorschriften über 
soziale Sicherheit. (Artikel 16 Absatz 1 VO (EG) Nr. 883/2004) 
 

1. Angaben zum Arbeitnehmer 

Geburtsland  

      

Telefon (freiwillige Angabe) 

      

2. Angaben zum Arbeitgeber in Deutschland 

2.1 Rechtsform: 

  Personen- oder Kapitalgesellschaft (z.B. OHG, KG, GmbH, AG) 

  öffentlicher Arbeitgeber (z.B. Bund, Land, Gemeinde oder Körperschaft, Anstalt bzw. Stiftung öR) 

  Sonstiges (z.B. e.V.) 

 Hinweis: Das Land BW ist immer „öffentlicher Arbeitgeber“. 
   

2.2 Der entsendende Arbeitgeber gehört folgendem Wirtschaftssektor an: Nr.    

 Hinweis: Siehe Erläuterung am Ende des Vordrucks. 

3. Angaben zur Beschäftigung in Deutschland 

3.1 Galten für die im Ausland eingesetzte Person unmittelbar vor der aktuellen Auslandsbeschäftigung für 
mindestens zwei Monate die deutschen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit? 

  ja 

  nein 

3.2 Besteht der Arbeitsvertrag ausschließlich mit dem Arbeitgeber in Deutschland? 

  ja, weiter mit Ziff. 4 

  nein 

 Bestehen weiterhin Berichtspflichten gegenüber dem Arbeitgeber in Deutschland? 

  ja 

  nein 

 Führt der in Deutschland ansässige Arbeitgeber die betriebliche Altersvorsorge fort? 

  ja 

  nein 

 Wertet der in Deutschland ansässige Arbeitgeber die Einsatzzeiten im Ausland als Beschäftigungszeit? 

  ja 

  nein 

 
 

1 Der Begriff „Mitgliedstaat“ bezieht sich auf die EU-Staaten, Island, Liechtenstein, Norwegen sowie die Schweiz 
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4. Angaben zur Beschäftigung im Ausland 

4.1 Antragszeitraum: von       bis         
   

   

4.2 Ausgeübte Tätigkeit im Beschäftigungsstaat       

 (gem. Tätigkeitsschlüssel der BA Stellen 1-5) 

4.3 Hat die Person in den letzten zwei Jahren vor Beginn des Antragszeitraums in dem Mitgliedstaat, für  
 den die Ausnahmevereinbarung beantragt wird, gearbeitet und wurden in dieser Zeit weiterhin die deut- 
 schen Rechtsvorschriften angewandt? 
  nein 

  ja 

 Falls ja: Vorherige Einsatzzeiträume im Ausland: 

 von bis Name der Beschäftigungsstelle Land/PLZ/Ort 

                         

                         

                         

                         
  

4.4 Beträgt die  Gesamtdauer der Beschäftigung im Ausland unter Berücksichtigung des aktuellen Antrags- 

 zeitraums mehr als fünf Jahre? 

  nein 

  ja 

 Falls ja: Begründung, die in diesem Einzelfall die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften weiter 
 gerechtfertigt  

        

        
  

 

4.5 Einsatzort (Beschäftigungsstelle) im Ausland:  
 Name        

 Straße und Hausnummer        
 Postleitzahl und Ort        

 Land        
 

 

5. Antragspflichtversicherung in der Rentenversicherung 

 Sollte die Ausnahmevereinbarung nicht zustande kommen, stellen wir hiermit vorsorglich zur Fristwah- 
 rung einen Antrag auf Versicherungspflicht in der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung (§ 4 Sozi- 
 algesetzbuch Sechstes Buch – Gesetzliche Rentenversicherung – (SGB VI)). Uns ist bewusst, dass diese 
 Versicherungspflicht auf Antrag für den Fall, dass die Ausnahmevereinbarung nicht zustande kommt, zu- 
 sätzlich beim zuständigen Rentenversicherungsträger zu beantragen ist. 
  

Erklärung des Arbeitgebers 
Wir erklären, dass alle Angaben den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen. Uns ist bekannt, dass sowohl in Deutsch- 
land als auch im Ausland von den zuständigen Stellen Kontrollen durchgeführt werden können und – auch irrtümlich- 
falsche Angaben in diesem Fragebogen zum Widerruf der Ausnahmevereinbarung und damit nicht zur Anwendung der 
deutschen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit führen können. Dies gilt auch für zurückliegende Zeiträume. 
Wir versichern, dass wir während der Beschäftigung im Ausland weiterhin die Melde- und Beitragspflichten zur deutschen 
Sozialversicherung erfüllen werden, sofern die beantragte Vereinbarung getroffen wird. 
Wir verpflichten uns, das Landesamt für Besoldung und Versorgung umgehend zu informieren, wenn Änderungen gegen- 
über den in diesem Antrag genannten tatsächlichen Verhältnissen eintreten oder die im Ausland beschäftigte Person eine 
weitere Beschäftigung im Beschäftigungsstaat aufnimmt. 
Die Erklärung des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin, dass die weitere Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften 
über soziale Sicherheit in seinem/ihrem Interesse liegt, ist vorhanden und bei den Entgeltunterlagen. 
 

 
       

Datum, Unterschrift der Dienststelle 



 

 

Erläuterung: 
 
Zu Ziff. 2.2 
Eingabemöglichkeiten Wirtschaftssektor: 
 

Nr. Wirtschaftssektor 

01 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

02 Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 

03 Verarbeitendes Gewerbe 

04 Energieversorgung 

05 Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung, Beseitigung von Umwelt-
verschmutzungen 

06 Baugewerbe 

07 Groß- und Einzelhandel 

08 Verkehr (außer Güterbeförderung im Straßenverkehr) und Lagerei 

09 Verkehr (Güterbeförderung im Straßenverkehr) 

10 Gastgewerbe/Beherbergung und Gastronomie 

11 Information und Kommunikation 

12 Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 

13 Grundstücks- und Wohnungswesen 

14 Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen oder technischen Dienstleis-
tungen 

15 Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (außer Vermittlung 
und Überlassung von Arbeitskräften) 

16 Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften 

17 Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung 

18 Erziehung und Unterricht 

19 Gesundheits- und Sozialwesen 

20 Kunst, Unterhaltung und Erholung 

21 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 

22 Private Haushalte 

Angabe erfolgt aus statistischen Zwecken für die EG-Verwaltungskommission 
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